Geschäftsordnung (GO) der Fachschaftenkonferenz (FSK)

Auf Grund von § 12 Abs. 2 der Satzung der Unabhängigen Studierendenschaft (SUS) der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg vom 22.7./1.8.2008 hat sich die FSK am 22.7.2008 die nachstehende Geschäftsordnung gegeben.
§ 1 Mitglieder

(1) Jedes Mitglied verpflichtet sich, so oft wie nötig das Protokoll zu führen.
(2) Jedes Mitglied verpflichtet sich, mindestens ein Mal im Semester den „u-Boten“ zu verteilen.

(3) Entscheidungen nach § 9 Abs. 1 Satz 1 SUS (Beitritt zur FSK) sind gegenüber der FSK-Referentin/dem FSK-Referenten schriftlich zu erklären.
§ 2 Vorsitz

(1) Die/der FSK-ReferentIn ist VorsitzendeR der FSK. Bis zur Wahl der/des neuen FSK-ReferentIn führt die/der FSK-ReferentIn des vorangegangenen Semesters den Vorsitz kommissarisch weiter.

(2) Die/der FSK-ReferentIn vertritt die FSK gegenüber dem u-asta. Sie/er erarbeitet einen Vorschlag für die Tagesordnung, leitet die Sitzungen gerecht und unparteiisch und wahrt die Ordnung während der Sitzung.
(3) Die/der FSK-ReferentIn ist dafür verantwortlich, das Protokoll unverzüglich, spätestens jedoch zwei Tage vor der nächsten Sitzung satzungsgemäß zu veröffentlichen, insbesondere den beigetretenen u-Fachschaften zukommen zu lassen. Eine Überschreitung der Frist hat der FSK-Referent/die FSK-Referentin in der nächsten Sitzung zu begründen.
(4) Die/der FSK-ReferentIn pflegt den Kontakt zu den u-Fachschaften, auch zu den nicht beigetretenen. Sie/er wirkt auf Beitritt und Beteiligung möglichst vieler u-Fachschaften in der FSK hin.
§ 3 Konstituierung und Sitzungsrhythmus

(1) Die FSK konstituiert sich für die Dauer eines Semesters. Die FSK tritt spätestens in der Woche vor Vorlesungsbeginn zum ersten Mal zusammen.
(2) Der Termin der FSK wird von der/dem FSK-ReferentIn in Absprache mit den u-Fachschaften zu Beginn des Semesters festgesetzt und veröffentlicht.
(3) Bei Einberufung einer außerordentlichen FSK müssen unter Vorschlag einer Tagesordnung alle beigetretenen u-Fachschaften mindestens zwei Tage vorher informiert werden. Die Dringlichkeit ist dabei schriftlich zu begründen.
§ 4 Ferienregelung

(1) Solange die FSK zwischen Vorlesungsende und Vorlesungsbeginn (Semesterferien) nicht tagt, nimmt die Konf die Kompetenzen der FSK wahr, ausgenommen § 14 (Personal und Struktur des u-asta betreffende Entscheidungen), § 15 Abs. 3 (HoPo-Gruppen in Konf), § 17 (Wahllisten), § 19 (Satzungsänderung) SUS.
(2) In den Semesterferien sollte die FSK nur bei wichtigem Grund und unter Berücksichtigung der Feriensitzungstermine der u-Fachschaften einberufen werden.
(3) Ein Beschluss der Konf während dieser Zeit ist ungültig, wenn sich innerhalb einer Woche ab Protokollversand mindestens zwei Mitglieder der FSK gegen den Beschluss aussprechen.

§ 5 Ablauf der Sitzung

(1) Zu Beginn einer jeden Sitzung stellt die FSK ihre Beschlussfähigkeit fest. Die Tagesordnung wird zu Beginn jeder Sitzung von der FSK beschlossen. Die/der FSK-ReferentIn bestimmt zu Beginn jeder Sitzung eineN ProtokollführerIn.

(2) Die/der FSK-ReferentIn erteilt den Anwesenden das Wort. Es soll eine quotierte ErstrednerInnenliste geführt werden. Bei direkt gestellten Fragen kann die/der Vorsitzende der/dem Befragten vorrangig das Wort erteilen.

(3) Die/der FSK-ReferentIn ist verantwortlich dafür, dass die Sitzung in offener und partizipativer Atmosphäre abläuft. Dabei soll insbesondere darauf geachtet werden, dass sich jede und jeder gerne beteiligt, die Geschäftsordnung eingehalten wird, Beleidigungen und Diskriminierungen nicht geduldet werden.
§ 6 Anträge

(1) Tagesordnungspunkte (TOPe) sollen spätestens 30 Minuten vor Beginn der Sitzung bei der/dem VorsitzendeN eingereicht werden.

(2) Finanzanträge sollen spätestens zwei Wochen vor Entstehung der Kosten schriftlich gestellt werden.
§ 7 Beschlussfassung

(1) In der Regel geben die u-Fachschaften in der FSK-Sitzung ihre Stimme durch Handzeichen des/der anwesend VertreterIn ab. Eine schriftliche Stimmabgabe durch abwesende Mitglieder ist nicht möglich.

(2) Ein Antrag gilt dann als beschlossen, wenn er mehr Ja- als Neinstimmen erhält und die Zahl der Enthaltungen nicht die größte ist. Ist die Zahl der Enthaltungen die größte (Enthaltungsmehrheit), ist die Abstimmung einmal zu vertagen. Nach einer Vertagung gilt ein Antrag als angenommen, wenn er die einfache Mehrheit der Stimmen erreicht.

(3) Gibt es mehrere Anträge zu einer Sache, so wird der allgemeinste (weitestgehende) Antrag zuerst abgestimmt.
(4) Gibt es mehrere gleichberechtigte Anträge zu einer Sache, so werden diese alternativ abgestimmt. Erreicht kein Antrag in der ersten Abstimmung die einfache Mehrheit, ist mindestens eine weitere Abstimmung durchzuführen. Kann auch dann keine Mehrheit für einen Antrag erreicht werden, entscheidet das Los. 
§ 8 Außerordentliche Beschlussfassung
(1) In begründeten Ausnahmefällen kann ein Antrag, dessen Entscheidung noch vor der nächsten FSK-Sitzung vorliegen muss, abweichend von Absatz § 8 Abs. 1 dieser GO und § 10 Abs. 5 SUS per Umlaufverfahren oder Eilantrag entschieden werden. 
(2) Ein Eilantrag wird ohne Rücksprache der VertreterInnen mit ihren u-Fachschaften noch in derselben FSK zur Abstimmung gestellt, in der er eingebracht wurde.

(3) Beim Umlaufverfahren erfolgt eine schriftliche Stimmabgabe der u-Fachschaften an die/den FSK-ReferentIn innerhalb einer in der Sitzung festgelegten Frist. Abstimmungen im Umlaufverfahren sind keine Sitzungen.
(4) Legen zwei Mitglieder der FSK in der Sitzung ein Veto gegen ein Umlaufverfahren oder einen Eilantrag ein, so darf dieses Verfahren nicht angewendet werden.
(5) Eilanträge bedürfen der Mehrheit der Mitglieder (absolute Mehrheit).
§ 9 Wahl und Abwahl

(1) ReferentInnen-Wahlen sollen zum Ende des vorangehenden Semesters stattfinden. 
(2) Alle KandidatInnen für eine zu besetzende Position stellen sich in der FSK vor. KandidatInnen für Referate legen der FSK dabei in schriftlicher Form ein Arbeitsprogramm vor.

(3) In Personalangelegenheiten sollen Aussprache und Abstimmung in Abwesenheit der KandidatInnen stattfinden. 
(4) Personen werden für folgende Amtszeit in die betreffenden Ämter und/oder Gremien gewählt:

a. ReferentInnen für ein Semester,
b. Mitglieder von Gremien, in die VertreterInnen der Studierendenvertretung der Universität Freiburg zu entsenden sind, insbesondere Gremien der Universität, des Studentenwerks und der Stadt für die entsprechende Amtszeit,
c. Personen nach § 15 Abs. 2, Satz 1, Ziffer 4 der Satzung (weitere Konf-Mitglieder) für maximal ein Jahr.

Die Möglichkeit der Wiederwahl bleibt davon unberührt.


§ 10 Anträge und Anfragen zur GO

(1) Anfragen und Anträge zur GO werden durch das Heben beider Hände oder auf andere geeignete Weise angezeigt. Anfragen und Anträge zur GO werden außerhalb der Redeliste sofort behandelt. Einem Antrag zur GO wird stattgegeben, wenn es keine Gegenrede gibt. Eine Gegenrede muss die Ablehnung des Antrags nicht begründen (formale Gegenrede). Bei Gegenrede stimmen die anwesenden Mitglieder über den Antrag ab. 

(2) Anträge zur GO betreffen das Verfahren (und nicht die Sache). Insbesondere sind dies:

1. Antrag auf Beschränkung der Redezeit

2. Antrag auf Schließung der Redeliste

3. Antrag auf Schluss der Debatte (und direkte Abstimmung der Anträge)

4. Antrag auf Vertagung des behandelten TOPs (z. B. zwecks Rücksprache der Vertreterin oder des Vertreters mit seiner u-Fachschaft) 

5. Antrag auf gemeinsame Behandlung zweier TOPs

6. Antrag auf Nichtbefassung
7. Antrag auf außerordentliche Beschlussfassung (§9 dieser GO)

§ 11 Abschließende Bestimmungen

(1) Für eine Änderung dieser GO ist eine absolute Mehrheit erforderlich.

(2) Von dieser GO kann im Einzelfall auf Antrag mit absoluter Mehrheit abgewichen werden.
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